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	Publikation der Deutschen Versicherer zur Schadenbehebung
Umgang mit Asbest bei der Gebäudeschadensanierung
Praxisleitfaden
	
	

	Zusammenfassung
	
	

	Mit dem im Jahr 2017 begonnenen nationalen Asbestdialog ist das Thema Asbest wieder in den Vordergrund gerückt. Der Stichtag für das bundesweite Asbestverbot vom 31. Oktober 1993 erlangt im Ergebnis des Asbestdialogs eine vollkommen neue Bedeutung für den Baubestand: Sowohl gemäß „Leitlinie für die Asbesterkundung zur Vorbereitung von Arbeiten in und an älteren Gebäuden'' als auch nach der „Asbest beim Bauen im Bestand: Leitfaden für handwerkliche Tätigkeiten“ kann in und an allen Gebäuden, mit deren Errichtung vor dem 31. Oktober 1993 begonnen wurde, Asbest vorhanden sein. Wenn mit dem Bau des Objekts nach dem 31. Oktober 1993 begonnen wurde, kann in der Regel vermutet werden, dass kein Asbest vorhanden ist.
	
	

	Sind nun Eingriffe in die Bausubstanz nötig (wenn z. B. ein Brand-, Wasser- oder Schimmelpilzschaden beseitigt werden muss) und kann dabei nicht auf anerkannte emissionsarme Verfahren gemäß § 2 Abs. 4c Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) zurückgegriffen werden, sollte zunächst geprüft werden, ob das zu bearbeitende Material asbesthaltig ist. In den allermeisten Fällen kann dies nur durch einen analytischen Nachweis erfolgen. Der vorliegende Praxisleitfaden beschreibt wesentliche Aspekte der Planung und Durchführung für Tätigkeiten an Gebäuden mit Baubeginn vor dem 31. Oktober 1993. Im Anhang findet sich dazu eine schematische Übersicht über den Prozessablauf.
	
	

	Dieser Praxisleitfaden wurde unter Mitwirkung von Mikrobiologen, Chemikern, Sanierern sowie Versicherern erstellt. Er ergänzt die „Richtlinien zur Brandschadensanierung (VdS 2357)“, die „Richtlinien zur Leitungswasserschaden-Sanierung (VdS 3150)“ sowie die „Richtlinien zur Schimmelpilzsanierung nach Leitungswasserschäden (VdS 3151)“ und das „Merkblatt Fäkalwasserschäden (VdS 3154)“.
	
	

		Die vorliegende Publikation ist unverbindlich. Die Versicherer können im Einzelfall nach eigenem Ermessen auch andere Verfahrensweisen festlegen, die von diesem Praxisleitfaden abweichen.



	
	

	1	Anwendungsbereich
	
	

	Dieser Praxisleitfaden bezieht sich auf die Vorgehensweise bei der Beseitigung von versicherten Brand-, Leitungswasser-, Schimmel- oder Fäkalwasserschäden an Gebäuden mit Baubeginn vor dem 31. Oktober 1993.
	
	

	2	Grundlagen
	
	

	Mit der Behebung von Schäden an Gebäuden durch Feuer, Wasser oder durch Schimmelpilze ist unter Umständen auch der Umgang mit Gefahrstoffen wie insbesondere Asbest verbunden.
	
	

	Die Beseitigung von Brand-, Wasser-, Fäkal- und Schimmelpilzschäden an Gebäuden sollte im Idealfall so ablaufen, dass Tätigkeiten mit Gefahrstoffen wie Asbest im Rahmen der Sanierung gesondert durchgeführt werden.
	
	

	In Deutschland ist es seit 1993 verboten, Asbest oder asbesthaltige Produkte herzustellen, in Verkehr zu bringen oder zu verwenden.
	
	

	Tätigkeiten mit Asbest sind gemäß der Gefahrstoffverordnung grundsätzlich verboten. Es sind nur bestimmte Tätigkeiten im Rahmen von Abbruch-, Sanierungs-, und Instandhaltungsarbeiten („ASI-Arbeiten“) erlaubt. Diese Tätigkeiten sowie die Bedingungen, unter denen diese durchgeführt werden dürfen, sind in der Gefahrstoffverordnung genau beschrieben. Die Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 519 präzisieren diese Rahmenbedingungen. Darüber hinaus ist bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen stets der Stand der Technik (siehe hierzu TRGS 460) einzuhalten und ggf. nachzuweisen. Wenn bei den durchzuführenden Tätigkeiten ein Abtrag der Oberfläche von Asbestprodukten erforderlich wird, ist der Risikobereich zu ermitteln und es sind die risikobezogenen Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Anwendung anerkannter emissionsarmer Verfahren ermöglicht es, im Bereich des „niedrigen Risikos“ zu bleiben.
	
	

	Im Kapitel 6.10 „Vorgehen auf der Schadenstelle“ sind einige wichtige Punkte hierzu herausgearbeitet.
	
	

	Dieser Praxisleitfaden bildet eine Ergänzung zu VdS 2357 (Richtlinien zur Brandschadensanierung), VdS 3150 (Richtlinien zur Leitungswasserschaden-Sanierung) sowie VdS 3151 (Richtlinien zur Schimmelpilzsanierung nach Leitungswasserschäden) und VdS 3154 (Merkblatt Fäkalwasserschäden). Die vorgenannten Richtlinien sind vor allem auf die Vorgehensweise bei den jeweiligen Tätigkeiten fokussiert, wobei insbesondere gesetzliche Regelwerke, wie z.B. die technischen Regeln für Gefahrstoffe (hier u. A. die TRGS 524 oder die Regelwerke der Berufsgenossenschaften, wie z. B. die DGUV-Regel 101-004), im Vordergrund stehen.
	
	

	Ohne Beachtung der einschlägigen Vorschriften sowie die Anwendung anerkannter emissionsarmer Verfahren können z. B. bei der Bearbeitung von asbesthaltigen Putzen, Spachtelmassen und Fliesenklebern (enthalten in ca. 25 % aller Bestandsgebäude vor 1995 [vgl. Branchenlösung Asbest beim Bauen im Bestand, Seite 5]) hohe Faserkonzentrationen freigesetzt und die sogenannte Akzeptanzkonzentration (10.000 F/m3) gemäß der TRGS 910 überschritten werden. Der vorliegende Praxisleitfaden soll eine Hilfestellung bei Tätigkeiten mit Asbest im Zusammenhang mit der Beseitigung von Gebäudeschäden insbesondere bei Brand-, Wasser- bzw. Schimmelschäden geben. Der Praxisleitfaden berücksichtigt die bestehenden Regelwerke und bereits veröffentlichten Merkblätter etc.
	
	

	Der Praxisleitfaden dient als praktische Orientierungshilfe zum Umgang mit Asbest für alle bei der Schadenregulierung durch einen Versicherer Beteiligten. Er richtet sich dabei in erster Linie an die für die regelkonforme Ausführung der Tätigkeiten im Sinne der Gefahrstoffverordnung Verantwortlichen (Auftragnehmer bzw. Arbeitgeber), aber auch an die Veranlasser der Tätigkeiten (Auftraggeber bzw. Bauherren).
	
	

	3	Asbest
	
	

	Asbest, ein natürlich vorkommendes silikatisches Mineral, wurde insbesondere wegen seiner hervorragenden bauphysikalischen Eigenschaften in zahlreichen Bauprodukten eingesetzt. Asbest ist trotz zwischenzeitlicher Herstellungs- und Verwendungsverbote im Baubereich immer noch anzutreffen.
	
	

	Der nationale Asbestdialog führte zu dem Konsens, dass in Gebäuden, die vor dem 31.10.1993 errichtet wurden, ein Vorhandensein von Asbest anzunehmen ist. Dies gilt insbesondere auch für asbesthaltige Putze, Spachtelmassen, Fliesenkleber (PSF) und andere bauchemische Produkte mit ähnlichen Asbestgehalten, wie z. B. Fensterkitte oder Korrosionsschutzanstriche. Durch bloße Inaugenscheinnahme kann nicht beurteilt werden, ob diese asbesthaltig sind.
	
	

	Tabelle 1: Herstellungs- und Verwendungsverbote für Asbestprodukte
	
	

		[bookmark: _Hlk233382033]Asbest: Herstellungs- und Verwendungsverbote
[Bayerisches Landesamt für Umwelt, G. Zwiener]

	1969
	Verbot von Spritzasbest in der ehemaligen DDR

	1979
	Verbot von Spritzasbest in der Bundesrepublik

	1981
	Verbot von schwach gebundenen Asbestprodukten in Bodenbelägen

	1982
	Verbot sonstiger schwach gebundener Asbestprodukte im Baubereich

	1984
	Verbot von Asbest in Speicherheizgeräten

	1993
	Generelles Verwendungsverbot von Asbestprodukten. Ausnahme: Asbestzement-Druckrohre.

	1994
	Herstellungsverbot von Asbestzement-Druckrohren

	1995
	Verwendungsverbot von Asbestzement-Druckrohren



	
	

	Da sich die Asbestfasern in aller Regel innerhalb der Bausubstanz befinden bzw. in den meisten Fällen in einer Matrix gebunden sind, geht von diesen asbesthaltigen Bauprodukten (PSF) in aller Regel keine Gefahr aus. Wird die Bausubstanz (z. B. durch einen Brandschaden) beschädigt oder soll im Rahmen der Wiederherstellung in die Bausubstanz eingegriffen werden, ist eine Freisetzung lungengängiger Asbestfasern möglich. Hierbei handelt es sich in der Regel um Tätigkeiten an asbesthaltigen Materialien, bei denen es zur Faserfreisetzung kommen kann. Dies gilt selbst dann, wenn der Gehalt an Asbestfasern nur wenige Massenprozent beträgt, wie im Fall der asbesthaltigen Putze, Spachtelmassen und Fliesenkleber [vgl. Branchenlösung Asbest beim Bauen im Bestand, Seite 5].
	
	

	4	Regelwerke
	
	

	Als wichtigste Vorschriften für Tätigkeiten mit asbesthaltigen Bauteilen sind die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), die TRGS 519 sowie ergänzend die DGUV Information 201-012 zu nennen. Laut Gefahrstoffverordnung darf eine Tätigkeit mit Gefahrstoffen erst dann aufgenommen werden, wenn eine Gefährdungsbeurteilung nach § 6 GefStoffV durchgeführt wurde und die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen worden sind. Die Anforderungen an Tätigkeiten mit Asbest sind in § 11a GefStoffV in Verbindung mit Anhang I Nr. 3 formuliert. Außerdem gelten erst durch das Einhalten der Vorgaben der TRGS 519 die gesetzlichen Mindestanforderungen bei Tätigkeiten an asbesthaltigen Materialien als erfüllt (Vermutungswirkung, vgl. § 7 Abs. 2 GefStoffV).
	
	

	Gemäß § 11 GefStoffV sind Arbeiten an asbesthaltigen Teilen von Gebäuden, Geräten, Maschinen, Anlagen, Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen grundsätzlich verboten. Ausnahmen bilden ausschließlich die dort explizit genannten Tätigkeiten im Rahmen von Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten (ASI-Arbeiten). Dieses Verbot gilt auch für private Haushalte.
	
	

	Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten, die zu einem Abtrag der Oberfläche von Asbestprodukten führen, sind zulässig, wenn sogenannte emissionsarme Verfahren angewendet werden, die behördlich oder von den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung [DGUV Information 201-012] anerkannt sind. Außerdem sind Tätigkeiten, die der laufenden Nutzung eines Gebäudes dienen, im Rahmen einer „funktionalen Instandhaltung“ im Bereich niedrigen und mittleren Risikos möglich. Hierzu werden in Zukunft noch weitere Maßnahmen zu erarbeiten sein. Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten an Asbest dürfen grundsätzlich nur von Fachbetrieben durchgeführt werden, deren personelle und sicherheitstechnische Ausstattung für diese Tätigkeiten geeignet ist. Bei den Arbeiten muss sichergestellt sein, dass mindestens eine weisungsbefugte sachkundige Person als aufsichtführende Person vor Ort tätig ist, die über einen gültigen Sachkundenachweis verfügt.
	
	

	Geht man in einem Gebäude von schwach gebundenem Asbest aus, ist außerdem die sog. Asbest-Richtlinie („Richtlinie für die Bewertung und Sanierung schwach gebundener Asbestprodukte in Gebäuden“) relevant. Diese Richtlinie ist eine baurechtliche Bewertungsrichtlinie. Sie dient dem Schutz von Gebäudenutzer und ausführenden Firmen. Mit der dem Bauordnungsrecht zugeordneten Asbestrichtlinie wird insbesondere der Schutz der Nutzer von Gebäuden und anderer Personen im Zusammenhang mit der Nutzung und ggf. bei der erforderlichen Sanierung geregelt.
	
	

	5	Bauherr, Auftraggeber, „Ver-anlasser" und Arbeitgeber als Verantwortliche; Koordination
	
	

	Seit Ende 2024 wird in der Gefahrstoffverordnung der sogenannte Veranlasser (Bauherr, Auftraggeber) stärker in die Verantwortung einbezogen. Zwar regelte schon in der Vergangenheit § 15 Abs. 5 GefStoffV, dass der Arbeitgeber von seinem Auftraggeber bzw. vom Bauherrn vor Beginn von Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten Informationen einholen muss, ob entsprechend der Nutzungs- oder Baugeschichte des Objekts Gefahrstoffe, insbesondere Asbest, vorhanden oder zu erwarten sind.
	
	

	Gemäß § 5a GefStoffV hat der Veranlasser „besondere Informations- und Mitwirkungspflichten“: Er muss dem Auftragnehmer alle ihm vorliegenden Informationen zur Bau- oder Nutzungsgeschichte über vorhandene oder vermutete Gefahrstoffe zur Verfügung stellen. Dabei hat sich der Veranlasser zur Informationsbeschaffung in zumutbarem Aufwand der ihm zugänglichen Unterlagen zu bedienen. Das bedeutet, dass er sich relevante Informationen zum Beispiel beim zuständigen Bauamt beschafft. Nicht zumutbar ist es dagegen zum Beispiel, Informationen bei sämtlichen Voreigentümern oder allen jemals am Projekt tätigen Bauunternehmen einzuholen. Diese Informations- und Mitwirkungspﬂicht bezieht sich nicht auf das Gesamtobjekt, sondern beschränkt sich auf diejenigen Teile beziehungsweise Bereiche, an denen die Tätigkeiten ausgeführt werden sollen (anlassbezogene Information).
	
	

	Ausschließlich bezogen auf Asbest hat der Veranlasser dem Auftragnehmer immer das Baujahr des Objekts mitzuteilen (entscheidend ist das Datum der Fertigstellung). Liegt das Baujahr zwischen 1993 und 1996, hat er auch das Datum des Baubeginns zu nennen, sofern es ihm bekannt ist. Denn nur, wenn der Baubeginn vor dem Inkrafttreten des nationalen Asbestverbots am 31.10.1993 lag, muss grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass asbesthaltige Materialien verbaut sein können. War der Baubeginn danach, kann in der Regel vermutet werden, dass kein Asbest vorhanden ist. Dasselbe gilt bei Fertigstellung nach 1996.
	
	

	Die Versicherer können aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz ihre Kunden bei der Erfüllung ihrer Informations- und Mitwirkungspflichten unterstützen. Hierfür enthält Anhang D das Formular „Informationen zum Asbestrisiko“ als Hilfestellung.
	
	

	Der Arbeitgeber als Auftragnehmer der durchzuführenden Maßnahmen schließlich greift vor dem Beginn der Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten für seine Gefährdungsbeurteilung nach § 6 GefStoffV auf diese Informationen des Veranlassers zurück.
	
	

	Die Gefährdungsbeurteilung ist eine Leistungsvoraussetzung, ohne die mit den Arbeiten nicht begonnen werden darf. Die Gefährdungsbeurteilung muss vor Aufnahme der Tätigkeit dokumentiert werden.

	
	

	Sind außer dem mit der Beseitigung der Schadstoffe beauftragten Unternehmen weitere Unternehmen tätig, wird empfohlen, einen Koordinator zu beauftragen, der Weisungsbefugnis gegenüber allen Auftragnehmern und deren Beschäftigten hat. Der Koordinator stellt einen baustellenbezogenen Arbeits- und Sicherheitsplan (A+S-Plan) auf und weist die Beschäftigten in die jeweiligen Gefährdungen und die erforderlichen Schutzmaßnahmen der Arbeits- oder Baustelle ein. Insbesondere überwacht der sachkundige Koordinator die Einhaltung der in den Betriebsanweisungen festgelegten Forderungen und veranlasst ggf. zusätzliche Ermittlungen zu Gefahrstoffen und biologischen Arbeitsstoffen.
	
	

	Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die hier beschriebenen Maßnahmen nicht mit den Pflichten des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators aus der Baustellenverordnung verwechselt werden dürfen.
	
	

	[bookmark: 6_Handlungsanleitung][bookmark: _bookmark4]Gemäß TRGS 519 muss bei der Durchführung der Tätigkeiten mit Asbest mindestens eine weisungsbefugte sachkundige Person als Aufsichtführender vor Ort tätig sein. Bei emissionsarmen Verfahren können auch nicht sachkundige Personen die Aufsicht führen, soweit diese die Qualifikation nach Anlage 10 TRGS 519 besitzen. Diese Person muss mit den Arbeiten, den dabei auftretenden Gefahren und den erforderlichen Schutzmaßnahmen vertraut sein. Der Aufsichtsführende stellt außerdem sicher, dass, falls erforderlich, die Arbeitsstelle nach Abschluss der Arbeiten gereinigt wird und bis zur Freigabe gekennzeichnet und abgesperrt bleibt. Die Ermittlung der Asbestfaserexposition zum Nachweis der Einhaltung der Akzeptanz- und Toleranzkonzentration wird durch die auszuführende Firma veranlasst. Hierfür kann die Exposition-Risiko-Matrix der TRGS 519 herangezogen werden (vgl. Anhang E).
	
	

	6	Handlungsanleitung
	
	

	In Gebäuden mit Baubeginn vor dem 31. Oktober 1993 muss grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass asbesthaltige Materialien verbaut sein können. Liegen keine gesicherten Erkenntnisse über die Asbestfreiheit der zu bearbeitenden Materialien vor, dürfen Tätigkeiten an diesen potenziell asbesthaltigen Materialien bzw. Bauteilen nur und ausschließlich von Fachbetrieben durchgeführt werden, die über die erforderliche sicherheitstechnische und personelle Ausstattung verfügen. Stets ist dabei so zu arbeiten, als wenn Asbest vorläge. 
	
	

	Daher ist bei einer Gebäudeschadensanierung als Erstes die Frage zu klären, ob Asbest vorhanden sein könnte. Eine strukturierte Vorgehensweise hierfür ist folgendem Ablaufdiagramm zu entnehmen:
	
	

	[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Diagramm enthält.

KI-generierte Inhalte können fehlerhaft sein.]
	
	

	Abbildung 1: Strukturierte Asbestprüfung vor der Gebäudeschadensanierung
	
	

	Eine detailliertere Darstellung der Prüfung auf Asbest unter Berücksichtigung der versicherten Schadenursache (Leitungswasser, Feuer oder Schimmelpilze) ist den Ablaufdiagrammen der Anhänge A und B zu entnehmen.
	
	

	Asbesthaltige Bauprodukte sind durch eine bloße Inaugenscheinnahme nicht zweifelsfrei zu erkennen. Einen Überblick derjenigen Bauprodukte, die möglicherweise asbesthaltig sein können und für die daher ein begründeter Verdacht besteht, sind in der VDI 6202 Blatt 3 in Tabelle Al zusammengestellt. Erst durch Materialanalysen sind insbesondere asbesthaltige Putze, Spachtelmassen und Fliesenkleber sicher zu identifizieren. Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Probenahme kann ebenfalls auf die VDI 6202 Blatt 3 zurückgegriffen werden. Die Anzahl der erforderlichen Proben hängt jedoch stets vom Einzelfall ab, da die Untersuchungsstrategie auf die von der Schadenbeseitigung betroffenen Bauteile fokussiert werden muss. Die Mindestanzahl der zu entnehmenden Proben wird mit dem in der VDI 6202 Blatt 3 enthaltenen Berechnungstool ermittelt und liefert die sogenannte Trefferwahrscheinlichkeit. Die Anzahl der pro Verdachtsmoment zu entnehmenden Proben kann allerdings verringert werden, wenn ein gesichertes Vorwissen besteht, an welchen Stellen die asbesthaltigen Verwendungen üblicherweise vorkommen. Weicht die Anzahl der pro Verdachtsmoment zu entnehmenden Proben von den Angaben in Tabelle A1 in Anhang A der VDI 6202 Blatt 3 ab, so muss dies im Probenahmeplan begründet und dokumentiert werden.
	
	

	Die in der VDI 6202 Blatt 3 genannte Motivation der Erkundung ist auf die durchzuführenden Schadenbeseitigungsmaßnahmen (seien es Instandhaltung bzw. Sanierung oder Abbruch bzw. Rückbau von Teilen des Schadenobjekts) ausgerichtet. Bauteile, die vom zugrundeliegenden Schadenereignis nicht betroffen sind oder bei der Beseitigung des Schadens nicht tangiert werden, unterliegen auch keiner Beprobung. Abweichend von der VDI 6202 Blatt 3 kann die Probenahme sinnvollerweise statt durch sogenannte Schadstoffgutachter auch durch Personen mit geeigneter Ausrüstung sowie entsprechender Sachkunde vorgenommen werden.
	
	

	Aufgrund des plötzlichen und unvorbereiteten Eintritts von Schäden kann zumindest für die Durchführung von Sofortmaßnahmen häufig nicht auf Analytik zurückgegriffen werden. Deshalb ist im Rahmen der Sofortmaßnahmen so vorzugehen, wie wenn Asbest nachgewiesen worden wäre:
Zunächst ist der Arbeitsbereich von anderen Bereichen gegenüber der Umgebung nach dem Stand der Technik staubdicht abzutrennen (Abschottung). Bei Bränden im Treppenraum kann dies beispielsweise auf Höhe des unteren Podests erfolgen.
Der Zugang findet im einfachsten Fall über Folienschleusen statt. Der Arbeitsbereich ist gemäß TRGS 519 Anlage 2a mit einem Hinweisschild: „Zutritt für Unbefugte verboten! – Asbestfasern“ zu kennzeichnen (vgl. Abschnitt 6.8).

	
	

	Liegen keine gesicherten Erkenntnisse über die Asbestfreiheit der von den durchzuführenden Arbeiten betroffenen Baustoffe oder Bauteile vor, so sollten die betreffenden Materialien zunächst beprobt werden. Denn ohne Analyseergebnisse müssen Baustoffe auch bei ihrer Entsorgung als asbesthaltig eingestuft werden.
	
	

	Im Arbeitsbereich werden nach dem Stand der Technik ausschließlich staubarme Arbeitsverfahren / -geräte verwendet. Der Arbeitsbereich wird ausschließlich durch Absaugen der Oberflächen oder feuchtes Wischen gereinigt (nicht kehren oder mit Druckluft abblasen!). Anforderungen an die Sauger ergeben sich aus der TRGS 519. Es sind baumustergeprüfte Entstauber bzw. Industriesauger einzusetzen, die die Anforderungen der Anlage 7.1 der TRGS 519 erfüllen.
	
	

	Die weitere Vorgehensweise orientiert sich an den Untersuchungsergebnissen (andere Regelwerke, wie z. B. die TRGS 524, bleiben hiervon unberührt):
	
	

	· Erweisen sich die beprobten Bauteile auf der Schadenstelle als asbestfrei, können die weiteren Arbeiten ohne entsprechende Asbest-Schutzmaßnahmen durchgeführt werden.
	
	

	· Können die weiteren, notwendigen Arbeiten zur Trocknung/Sanierung vollständig mit anerkannten, emissionsarmen Verfahren ausgeführt werden, so kann unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten abgewogen werden, ob eine Untersuchung von Proben verzichtbar ist. In diesem Fall sind nur die bei der jeweiligen Verfahrensbeschreibung festgehaltenen Schutzmaßnahmen erforderlich. Gibt es aber für die geplanten Arbeiten kein anerkanntes emissionsarmes Verfahren, ist eine Probenahme mit entsprechender Analytik notwendig. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass eine Beprobung im Hinblick auf die Entsorgung in jedem Fall nach LAGA M23 vorgeschrieben ist.
	
	

	· Wurde Asbest festgestellt, bildet das Untersuchungsergebnis die Grundlage für die vom Sachkundigen nach TRGS 519 zu erstellende Gefährdungsbeurteilung und zur Festlegung risikobezogener Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten an asbesthaltigen Materialien (Exposition-Risiko-Matrix (vgl. Anhang E); Überleitungshilfe TRGS 519). Erst nach Abschluss der Arbeiten mit Asbest und Freimessung werden weitere Maßnahmen zur Beseitigung von Brand-, Wasser- und Schimmelpilzschäden durchgeführt.
	
	

	· Stehen für eine geplante Tätigkeit keine emissionsarmen Verfahren zur Verfügung (z. B. für Sofortmaßnahmen zur Brandschadensanierung) und fällt diese Tätigkeit in die Kategorie „mittleres Risiko“ gemäß der Exposition-Risiko-Matrix, ergeben sich hieraus folgende Maßnahmen:
	
	

	· Sachkundiges Personal einsetzen
· Staubdichte Abtrennung,
· Schleusen (Personen- und Material-),
· Persönliche Schutzausrüstung,
· Technische Lüftung des Arbeitsbereiches (10- bis 15-facher Luftwechsel/Stunde),
· begleitende Messung durch ein akkreditiertes Labor.
	
	

	Eine begleitende Messung durch ein akkreditiertes Messinstitut ist hier nicht erforderlich, wenn die Tätigkeit gemäß Exposition-Risiko-Matrix bereits dem mittleren Risikobereich zugeordnet ist. Liegt keine Zuordnung vor, ist vom hohen Risikobereich auszugehen – dann sind Messungen sinnvoll, um die Tätigkeiten ggf. dem mittleren Risikobereich zuordnen zu können.
	
	

	Eine kontrollierte Unterdruckhaltung ist nicht erforderlich.
	
	

	Nach Abschluss der Arbeiten und Feinreinigung (vgl. 6.6) des Arbeitsbereichs: Freimessung durchführen lassen (vorzugsweise durch ein akkreditiertes Labor).
	
	

	6.1	Planung und Durchführung der Arbeiten
	
	

	Als Hilfestellung für die Planung der durchzuführenden Arbeiten steht die von den Berufsgenossenschaften herausgegebene Handlungsanleitung „Asbest beim Bauen im Bestand – Leitfaden für handwerkliche Tätigkeiten“ zur Verfügung. 
Bei der Planung ist vorrangig zu prüfen, ob es für das angestrebte Sanierungsziel ein emissionsarmes Verfahren existiert. 
Bestimmte Tätigkeiten wie etwa Setzen von Bohrlöchern, Dosensenken oder Stemmarbeiten in bzw. auf asbesthaltigen Untergründen werden über eine Exposition-Risiko-Matrix den Risikobereichen, den erforderlichen Schutzmaßnahmen und den Anforderungen an die Qualifikation zugeordnet. Eine tabellarische Darstellung erleichtert dem Sicherheitsverantwortlichen die Übersicht. Diese emissionsarmen Verfahren sind in der DGUV-Information 201-012 (vormals: BGI 664) zusammengetragen. Hierbei handelt es sich um Arbeiten mit Unterschreitung der Akzeptanzkonzentration (10.000 F/m3).
	
	

	Unter anderem existieren anerkannte emissionsarme Verfahren (sog. bautechnische (BT-)Verfahren) für folgende Bereiche:
	
	

	· Für den Ausbau von Vinyl-Asbestbodenplatten (sogenannte Flexplatten) auf Bitumenkleber mittels Handspachtel (BT11)
· zum Trennen von AZ-Rohren (BT 3),
· zum Anbohren von AZ-Wasserrohrleitungen (BT 1),
· zum Bohren von Gerüstverankerungen (BT 12),
· zum Abschleifen von asbesthaltigen Bitumenklebern (BT 17),
· zum Entfernen von asbesthaltigen Magnesia-Estrichen (BT 18),
· für die Reinigung und Beschichtung von Asbestzementfassadenplatten (BT 19).
· für das Reinigen und Beschichten von AZ-Lüftungskanälen (BT 22),
· für die Hochdruckreinigung von Abwasserkanälen aus Asbestzement (BT 29)
· für das Bohren von Bohrlöchern in Wänden und Decken mit asbesthaltiger Bekleidung („Bohrverfahren mit Direktabsaugung“) (BT 30)
· für das Ausstanzen (BT 31) oder das Abstemmen (BT 32) asbesthaltiger Wand- und Deckenbekleidungen in Beutel usw.
· für das Entfernen asbesthaltiger ausgehärteter Kleber und zähplastischer Materialien auf festen mineralischen Untergründen (z. B. Estrich oder Beton) (BT40).
· für die Demontage von Tapeten auf asbesthaltigen Putzen das BT 54 Verfahren.
· für das Herstellen von Kernbohrungen in asbesthaltigen Fußböden für Trocknungsarbeiten (BT 64).
	
	

	Weitere emissionsarme Verfahren nach Einsatzbereichen vgl. Anhang C „Arbeitsschritte Sanierung“.
	
	

	6.2	Qualifizierte Schadenaufnahme
	
	

	Die qualifizierte Schadenaufnahme am Schadenort steht immer am Anfang aller durchzuführenden Tätigkeiten. Sie bildet die Grundinformation für die Entscheidung darüber,
	
	

	· was,
· warum,
· in welchem Umfang und Ablauf,
· durch wen und
· wie
	
	

	zu geschehen hat. Gleichzeitig zeigt sie auf, welche weitergehenden Untersuchungen und Überlegungen in die Schadenbehebung mit einzubeziehen sind. 
	
	

	Die Anforderungen an die Personen, die eine qualifizierte Schadenaufnahme durchführen, umfassen die Fähigkeit der Ursachenbestimmung, der Faktenermittlung (z. B. Menge, Qualität, Gefahrstoffe) und der Festlegung der erforderlichen Maßnahmen für die komplette Schadenbehebung.
	
	

	Die Anforderungen an die Detailtiefe der qualifizierten Schadenaufnahme sind abhängig z. B. von den betroffenen Baustoffen und -konstruktionen und den daraus resultierenden Gewerken.
	
	

	Die qualifizierte Schadenaufnahme umfasst insbesondere Feststellungen zu Schadenhergang, -art und -umfang. Ferner die Abgrenzung zu eventuellen Vor-schäden und offensichtlichen Instandhaltungs- oder Baumängeln.
	
	

	Die Ergebnisse der qualifizierten Schadenaufnahme und die tätigkeitsbezogenen Schutzmaßnahmen bilden die Basis eines ggf. notwendigen Sanierungskonzeptes. Sie sind zu dokumentieren, mit den Sanierungsarbeiten fortlaufend zu überprüfen und bei Vor-liegen neuer Erkenntnisse ggf. anzupassen.
	
	

	Liegt im Rahmen der qualifizierten Schadenaufnahme der Verdacht einer Faserfreisetzung aufgrund vorhergehender Tätigkeiten (z. B. Leckageortung, Freilegung) vor, so sind Maßnahmen im Sinne staubarmen Arbeitens in Erwägung zu ziehen (wie z. B. Folienabtrennungen oder Einsatz von Industriesaugern gem. TRGS 519). Der Verdacht ist in der jeweiligen Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen
	
	

	6.3	Abbrucharbeiten
	
	

	[bookmark: 6.4_Instandhaltungsarbeiten][bookmark: 6.5_Reinigung][bookmark: 6.6_Freimessung][bookmark: 6.7_Umgang_mit_Abfällen_(Entsorgung)][bookmark: _bookmark6]Abbrucharbeiten im Sinne der Gefahrstoffverordnung ist das vollständige Entfernen asbesthaltiger Bauteile oder Materialien aus baulichen oder technischen Anlagen, einschließlich Geräten, Maschinen, Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen. Das Entfernen asbesthaltiger Materialien kann sich dabei auf Teilflächen oder Teilbereiche beschränken.
Unternehmen, die Abbrucharbeiten im Bereich des hohen Risikos durchführen, bedürfen einer Zulassung durch die Aufsichtsbehörde. Im niedrigen und mittleren Risiko genügt hingegen eine Genehmigung. Diese kann im Rahmen der unternehmensbezogenen Anzeige erfolgen.
Der Begriff der Abbrucharbeiten ist eng auszulegen, wobei auch der Zweck der Tätigkeiten maßgeblich ist. Insbesondere fallen Tätigkeiten der funktionalen Instandhaltung nicht unter Abbrucharbeiten (Gesetzesbegründung zum Regierungsentwurf der GefStoffV 2025, Seite 12).
	
	

	6.4	Sanierungsarbeiten
	
	

	Sanierungsarbeiten umfassen: 
· Maßnahmen zur Vermeidung von Gefährdungen der Nutzer von Gebäuden durch asbesthaltige Stäube mittels räumlicher Trennung des asbesthaltigen Materials, sofern ein vollständiges Entfernen aus technischen Gründen nicht möglich ist, sowie 
· Sofortmaßnahmen zur vorläufigen Sicherung beschädigter asbesthaltiger Bauteile oder Materialien, sofern ein vollständiges Entfernen nicht sofort möglich ist, aber unverzüglich eingeleitet wird.
	
	

	6.5	Instandhaltungsarbeiten
	
	

	Hierunter versteht man im Sinne der Gefahrstoffverordnung insbesondere die Wartung und Inspektion asbesthaltiger Bauteile oder Materialien in oder an baulichen oder technischen Anlagen. Ferner Tätigkeiten zur funktionalen Instandhaltung baulicher Anlagen, die im Rahmen der laufenden Nutzung erforderlich sind. Mit diesen Tätigkeiten darf keine Instandsetzung asbesthaltiger Materialien verbunden sein. Die funktionale Instandhaltung erfasst auch die Anpassung an den Stand der Bautechnik einschließlich Maßnahmen zur energetischen Sanierung.
	
	

	6.6	Reinigung
	
	

	Vor dem Entfernen von Abschottungen, Schleusen etc. muss der Arbeitsbereich sorgfältig gereinigt werden. Dazu werden alle Oberflächen im Arbeitsbereich, einschließlich der Abschottungen und Schleusen, mit baumustergeprüften Industriestaubsaugern der Klasse H14 mit gesonderter Asbestzulassung abgesaugt. Wischbare, glatte Oberflächen sind unterstützend feucht zu reinigen. Geräte und Werkzeuge sind vor dem Abtransport aus dem Arbeitsbereich in die Reinigungsarbeiten mit einzubeziehen (Gehäuse absaugen bzw. feucht wischen). Ungereinigte Gegenstände müssen staubdicht verpackt werden, um eine Verschleppung von Asbestfasern zu vermeiden.
	
	

	[bookmark: _Hlk232069811]Werden ausschließlich emissionsarme Verfahren angewendet, ist eine Reinigung des Arbeitsbereichs grundsätzlich nicht erforderlich. Dies ist jedoch unter Berücksichtigung des Schutzziels in Abhängigkeit von der weiteren Nutzung zu entscheiden. Sieht die Beschreibung des emissionsarmen Verfahrens allerdings eine entsprechende Reinigung vor, so muss diese durchgeführt werden. Gleiches gilt für eine eventuelle Freimessung (siehe nachfolgenden Abschnitt).
	
	

	6.7	Freimessung
	
	

	Der Arbeitgeber darf die festgelegten Schutzmaßnahmen erst aufheben, wenn
	
	

	· die Tätigkeiten mit Asbest und anderen asbesthaltigen Materialien einschließlich der Reinigung abgeschlossen sind,
· durch eine visuelle Kontrolle bestätigt wurde, dass keine sichtbare Restverschmutzung mehr vorhanden ist,
· durch Messung nach VDI 3492 eine Asbestfaserkonzentration unter 500 F/m³ ermittelt wurde und
· die Obergrenze des nach der Poisson-Verteilung berechneten 95%-Vertrauensbereichs der Asbestfaserkonzentration weniger als 1000 F/m³ beträgt.
	
	

	Ist eine Freimessung vorgesehen, ist darauf zu achten, dass die Größe des Arbeitsraumes ausreichend dimensioniert ist, um eine Raumluftmessung gemäß den Vorgaben der VDI 3492 durchführen zu können.
	
	

	6.8	Umgang mit Abfällen (Entsorgung) – Allgemeine Aspekte
	
	

	Fallen bei den Tätigkeiten Materialien an, denen absichtlich Asbest zugesetzt wurde, dürfen diese ausschließlich zur Abfallbehandlung oder -entsorgung weiterverwendet werden. 
	
	

	Für die Entsorgung sind unter anderem die Bestimmungen der Nachweisverordnung (NachweisV) und der Anzeige und Erlaubnisverordnung (AbfAEV) zu beachten.
	
	

	Ein Ausschleusen asbesthaltiger Abfälle, wie vom Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) verlangt, kann nur dann gelingen, wenn vor Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsmaßnahmen eine Vorerkundung des Bauwerks bzw. des betroffenen Bauteils durchgeführt wurde (z. B. gemäß VDI 6202 Blatt 3).
	
	

	Die Analyse der entnommenen Proben findet nach VDI 3866 Blatt 5 oder VDI 3876 statt. Haufwerke mineralischer Bauabfälle können nur dann als asbestfrei angesehen werden, wenn eine Beprobung nach LAGA PN 98, DIN 19698 und eine Untersuchung nach VDI 3876 mit negativem Asbestbefund stattgefunden hat. Gleiches gilt für sogenannte abbruchnahe Haufwerke im Sinne der VDI 6202 Blatt 10.
	
	

	Wann sind Abfälle aus baulichen Maßnahmen „asbestfrei"?
	
	

	· Der anfallende Abfall einer baulichen Maßnahme ist als „asbestfrei“ anzusehen, wenn belegt werden kann, dass mit der Errichtung des Gebäudes nach dem Asbestverbot vom 31.10.1993 begonnen wurde.
· Auch ist der Abfall bei einer baulichen Maßnahme „asbestfrei“, wenn das betreffende Gebäude bereits einer Asbestsanierung unterzogen wurde und kein weiterer Asbestverdacht besteht.
· Ist vor Beginn der baulichen Maßnahme eine Asbesterkundung gemäß VDI 6202 Blatt 3 erfolgt und stammt der betreffende Abfall aus rückgebauten Bauteilen ohne Asbestbefund, dann ist dieser als „asbestfrei“ anzusehen.
· Ist vor Beginn der baulichen Maßnahme eine Asbesterkundung gemäß VDI 6202 Blatt 3 erfolgt und wurden asbesthaltige Baustoffe oder Bauteile bereits selektiv rückgebaut und getrennt erfasst, enthalten die angelieferten Abfälle demnach keine asbesthaltigen Bauteile oder Baustoffe, dann sind auch diese Abfälle als „asbestfrei“ anzusehen.
	
	

	Für asbestfreie Abfälle wird die in Anhang 6 der LAGA M23 enthaltene „Bescheinigung über die Asbestfreiheit des angelieferten Bau- und Abbruchabfalls“ verwendet.
	
	

	Wie werden asbesthaltige Abfälle eingeteilt?
	
	

	Um einen möglichst großen Teil der anfallenden Bau- und Abbruchabfälle gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) einer hochwertigen Verwertung als RC-Baustoff zu ermöglichen, sieht die aktuelle LAGA M23 einen Beurteilungswert von 0,010 M.-% vor, bei dessen Unterschreitung der untersuchte und beprobte Abfall als asbestfrei und damit als recyclingfähiger Baustoff anzusehen ist. Liegt der Asbestgehalt zwischen 0,010 M.-% und 0,1 M.-%, ist der Abfall „geringfügig asbesthaltig“ und muss beseitigt werden. Hierbei handelt es sich um einen „nicht gefährlichen Abfall“ im Sinne der Abfallverzeichnisverordnung (AVV). Liegt der Asbestgehalt oberhalb von 0,1 M.-%, dann liegt ein „gefährlicher Abfall“ vor. Dieser muss generell deponiert werden.
	
	

	Wie wird mit Bodenmaterial und Brandschutt umgegangen?
	
	

	Für Bodenmaterial mit visuell erkennbarer Asbestkontamination (z. B. durch Bruchstücke von Asbestzementplatten/-rohren) reicht ein Absammeln großer Bruchstücke für das Erreichen der Asbestfreiheit i. d. R. nicht, da beim Zerbrechen auch nicht sichtbare Asbestpartikel in den Boden gelangt sein können. Hierbei handelt es sich demzufolge um Bodenmaterial, das sichtbar mit Asbest belastet ist, wobei es in der Regelvermutung einen Asbestanteil von 0,1 M.-% (aufgrund von Hotspots i. S. v. VDI 3876) aufweist und deshalb als „Abfall zur Beseitigung auf Deponie“ entsorgt werden muss. Gleiches gilt für asbesthaltige Abfallfraktionen mit einem Asbestanteil von 0,1 M.-%.
	
	

	Mit Asbest kontaminiertes Bodenmaterial, das als Abfall bei Baumaßnahmen anfällt und entsorgt werden muss, wird nach den gleichen Verfahren (LAGA PN 98; VDI 3876) untersucht. Nur wenn im Einzelfall nachgewiesen werden kann, dass das Bodenmaterial asbestfrei oder nur gering asbesthaltig ist oder erfolgreich einem Behandlungsverfahren zur Separation von asbesthaltigen Bestandteilen unterzogen wurde, kann das Bodenmaterial als „nicht gefährlicher Abfall“ eingestuft werden. Auch hier sind eine Beprobung und Analytik erforderlich.
	
	

	Brandschutt oder Bodenmaterial, das mit Asbestfasern verunreinigt ist, kann mit Zustimmung der zuständigen Behörde nach § 6 Abs. 6 Satz 1 Deponieverordnung (DepV) auch bei Überschreitung einzelner Zuordnungswerte, insbesondere des Parameters „total organic carbon“ (TOC) und des Glühverlustes, auf einem gesonderten Teilabschnitt eines Deponieabschnitts der Klasse II oder III abgelagert werden, wenn vorher eine möglichst weitgehende Aussortierung organischer Abfälle erfolgt ist und das Wohl der Allgemeinheit durch die Ablagerung nicht beeinträchtigt wird. Bei der Entsorgung ist durch z. B. Verpacken, eine Faserausbreitung zu vermeiden.
	
	

	Was geschieht mit Haufwerken?
	
	

	Haufwerke mineralischer Bauabfälle können nur dann als asbestfrei angesehen werden, wenn eine Beprobung nach LAGA PN 98, DIN 19698 und eine Untersuchung nach VDI 3876 stattgefunden hat. Hierbei muss der Beurteilungswert von 0,010 M.-% unterschritten sein. Auch ist zu berücksichtigen, dass die Vorgehensweise nach VDI 3876 zunächst eine Sichtprüfung auf asbesthaltige Baustoffe umfasst. Werden asbesthaltige Baustoffe bereits visuell erkannt, ist das Haufwerk oder das Bauteil in jedem Fall als asbesthaltig anzusehen.
	
	

	Was ist „geogener" Asbest?
	
	

	[bookmark: 6.8_Sachkunde][bookmark: 6.9_Vorgehen_auf_der_Schadenstelle][bookmark: _bookmark7]„Geogener“ Asbest ist Material, dem der Asbest „nicht absichtlich zugesetzt“ wurde. Hierbei handelt es sich um natürliche asbesthaltige Mineralien in den Ausgangsgesteinen, die bei der Rohstoffgewinnung abgebaut und weiterverarbeitet werden. Diese dürfen bis zu 0,1 Masse-% an Asbest enthalten. Für Bauabfälle, die geogenen Asbest enthalten (z. B. bestimmte Schotter oder Materialien aus dem Straßenaufbruch), kann die Verwertung von Bauabfällen und der Wiedereinsatz als RC-Baustoffen zulässig sein.
	
	

	Produkte aber, denen Asbest zur Erzielung der technischen Eigenschaften (absichtlich) zugesetzt wurde, dürfen nicht wieder in Verkehr gebracht werden und müssen deponiert werden, auch wenn der Asbestmassegehalt unter 0,1 M.-% liegt.
	
	

	Transport
	
	

	Der Transport von gefährlichen Abfällen erfordert eine Beförderungserlaubnis gem. § 54 KrWG. Bei der Erteilung dieser Erlaubnis werden sowohl die Fach- und Sachkunde als auch die Zuverlässigkeit des Transportunternehmens geprüft. Für die Fachkunde muss bei einer Beförderungserlaubnis ein Lehrgang nachgewiesen werden. Eine abschließende Betrachtung kann erst durchgeführt werden, wenn namentlich die auf die Gefahrstoffverordnung abgestimmte TRGS 519 in ihrer aktualisierten Fassung vorliegt.
	
	

	„Mantelverordnung"
	
	

	Mit dem 01.08.2023 ist die Ersatzbaustoffverordnung als Teil der sogenannten „Mantelverordnung“ in Kraft getreten. Gleichzeitig wurden die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), die DepV und die Gewerbeabfallverordnung geändert. So wurden erstmalig weitgehend bundeseinheitlich und rechtsverbindlich Anforderungen an die Herstellung und den Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe festgelegt.
	
	

	Den Ersatzbaustoffen werden durch diese Verordnungen Grenzwerte in Bezug auf bestimmte Schadstoffe vorgegeben, deren Einhaltung durch den Hersteller im Rahmen einer Güteüberwachung gewährleistet werden muss. So soll der Eintrag von Schadstoffen durch Sickerwasser in Boden und Grundwasser eingeschränkt und damit Verunreinigungen ausgeschlossen werden.
	
	

	6.9	Sachkunde
	
	

	Gemäß der TRGS 519 muss bei der Durchführung aller Arbeiten mit Asbest mindestens eine weisungsbefugte sachkundige Person als Aufsichtführende vor Ort tätig sein. Diese Person muss mit den Arbeiten, den dabei auftretenden Gefahren und den erforderlichen Schutzmaßnahmen vertraut sein. Nur wer an einem behördlich anerkannten Sachkundelehrgang für Tätigkeiten mit asbesthaltigen Materialien erfolgreich teilgenommen hat, besitzt diese Sachkunde. Bei emissionsarmen Verfahren können auch nicht sachkundige Personen die Aufsicht führen, soweit diese die Qualifikation nach Anlage 10 TRGS 519 besitzen.
	
	

	[image: ]Abbildung 1: Sachkundeerfordernis nach Risikobereichen
	
	

	6.9	Vorgehen auf der Schadenstelle
	
	

	[image: ]Zunächst ist der Arbeitsbereich von anderen Bereichen abzugrenzen (bei Bränden im Treppenraum beispielsweise auf Höhe der benachbarten Podeste). Der Zugang findet über Personenschleusen statt. Der Arbeitsbereich ist mit einem Hinweisschild: „Zutritt für Unbefugte verboten! Asbestfasern!" zu kennzeichnen. 
	
	

	Im Arbeitsbereich werden ausschließlich staubarme Arbeitsverfahren / -geräte verwendet. Der Arbeitsbereich wird ausschließlich durch Absaugen der Oberflächen oder feuchtes Wischen gereinigt (nicht kehren oder mit Druckluft abblasen!). Es sind baumustergeprüfte Entstauber bzw. Industriesauger einzusetzen, die die Anforderungen der Anlage 7.1 der TRGS 519 erfüllen. Je nach Auswahl des obengenannten Verfahrens sind weitergehende Maßnahmen erforderlich. Einige gängige Tätigkeiten und Arbeitsverfahren sind in der Exposition-Risiko-Matrix der TRGS 519 zusammengetragen (siehe Anhang E).

	
	

	6.11	Persönliche Schutzausrüstung
	
	

	Werden emissionsarme Verfahren angewendet, so ist die persönliche Schutzausrüstung auszuwählen, wie im jeweiligen Verfahren beschrieben. Ansonsten sind als persönliche Schutzausrüstung mindestens zu tragen:
	
	

	· Atemschutz: partikelfiltrierende Halbmasken FFP2 für kurzzeitige Tätigkeiten von maximal zwei Stunden pro Schicht oder Halbmasken mit P2-Filter für länger andauernde Tätigkeiten,
· Schutzanzüge der Kategorie III, mindestens Typ 5-6; bei Auftreten von Sprühnebel und Feuchtigkeit mindestens Typ 4.
	
	

	Hinweis: Nach maximal zweistündiger Arbeitszeit halbstündige Erholungszeit einlegen.
	
	

	6.12 Anzeige bei der Behörde
	
	

	Gemäß Gefahrstoffverordnung hat der Arbeitgeber spätestens eine Woche vor Beginn von Tätigkeiten mit Asbest diese bei der zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. Art und Umfang der Anzeige sind abhängig vom Risikobereich der Tätigkeiten. Die zuständige Behörde kann in begründeten Fällen auf die Einhaltung der Frist verzichten. Die Anzeigen können unternehmens- oder objektbezogen sein (Muster siehe TRGS 519):
	
	

	· Unternehmensbezogene Anzeige zu Tätigkeiten mit asbesthaltigen Materialien
· Ergänzende Anzeige von Ort und Zeit zur unternehmensbezogenen Anzeige für Tätigkeiten im mittleren Risiko mit asbesthaltigen Materialien
· Objektbezogene Anzeige zu Tätigkeiten mit asbesthaltigen Materialien
· Gefährdungsbeurteilung mit Arbeitsplan
· Ergänzende Angaben zum Arbeitsplan für Abbruch- und Sanierungsarbeiten an schwach gebundenen Asbestprodukten nach Nummer 14 TRGS 519.
	
	

	Mussten Arbeitgeber bislang gegenüber den Behörden im Rahmen der unternehmensbezogenen Anzeige nur die Anzahl der fachkundigen Beschäftigen angeben, soll gemäß Anhang I, Nummer 3.5, Abs. 2, Satz 2 Nr. 5a und 5b. GefStoffV (2025) außer der namentlichen Auflistung der voraussichtlich eingesetzten Beschäftigten auch ein Nachweis der Fachkunde sowie der letzten arbeitsmedizinischen Vorsorge für die voraussichtlich eingesetzten Beschäftigten eingereicht werden.
	
	

	Betriebe bedürfen einer Genehmigung durch die zuständige Behörde, wenn Abbrucharbeiten im Bereich niedrigen Risikos oder im Bereich mittleren Risikos durchgeführt werden sollen.
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	8.	Glossar
	
	

	Abbrucharbeiten
	
	

	Hierunter versteht man laut Gefahrstoffverordnung das vollständige Entfernen asbesthaltiger Bauteile oder Materialien aus baulichen oder technischen Anlagen, einschließlich Geräten, Maschinen, Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen sowie von Teilflächen oder aus Teilbereichen dieser Anlagen, einschließlich Geräten, Maschinen, Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen.
	
	

	Akzeptanzkonzentration
	
	

	Unter der Akzeptanzkonzentration versteht man gemäß der TRGS 910 diejenige Konzentration eines Stoffes in der Luft am Arbeitsplatz, die über seine Exposition-Risiko-Beziehungen (ERB) von dem Akzeptanzrisiko von 4:10.000 entspricht und bei Unterschreitung mit einem niedrigen, hinnehmbaren Krebsrisiko assoziiert wird. Sie beträgt 10.000 Fasern/ m3.
	
	

	Asbestdialog
	
	

	Der nationale Asbestdialog wurde auf Einladung vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUV) ins Leben gerufen und führte im Ergebnis zu einem gemeinsamen Maßnahmenpaket, das als Orientierung für notwendige Änderungen des Rechtsrahmens aus Bau-, Umwelt- und Arbeitsschutzrecht und flankierende Maßnahmen genutzt werden kann.
	
	

	Emissionsarme Verfahren
	
	

	Emissionsarme Verfahren sind Tätigkeiten mit geringer Exposition gegenüber Asbest (Tätigkeiten im Bereich des niedrigen Risikos), die behördlich oder von den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung geprüft und anerkannt sind (siehe DGUV Information 201-012). Hierunter fallen standardisierte Arbeitsverfahren mit einer geringen Exposition (< 10.000 Fasern/m3). Man unterscheidet Verfahren für den Bereich Bautechnik („BT-Verfahren"), für den Bereich Anlagen-/Maschinentechnik („AT-Verfahren") und für den Bereich Elektrotechnik („ET-Verfahren").
	
	

	Feinreinigung und Freimessung
	
	

	Die Feinreinigung umfasst: 
1. Sicherstellen, dass alle asbesthaltigen Materialien entfernt wurden (Sichtkontrolle)
2. Alle Oberflächen mit baulich geprüften Industriestaubsaugern reinigen, die die Anforderungen der Anlage 7.1 der TRGS 519 erfüllen
3. Alle Oberflächen feucht wischen (am besten mit Einwegtüchern)
4. Visuelle Kontrolle durchführen
5. Nach Abschluss der Feinreinigung findet eine Freimessung gemäß VDI 3492 statt
6. Entfernen der Abschottung bei Unterschreiten der gewünschten Faserkonzentration
	
	

	Funktionale Instandhaltung
	
	

	Funktionale Instandhaltung umfasst Tätigkeiten, die der laufenden Nutzung eines Gebäudes dienen oder für eine Anpassung an den Stand der Bautechnik erforderlich sind (Asbest-Leitfaden BG BAU). Zur funktionalen Instandhaltung zählen zum Beispiel handwerkliche Tätigkeiten wie: neue Steckdosen setzen, Gebäudetechnik modernisieren, altersgerechtes Umbauen oder die energetische Sanierung.
	
	

	Instandhaltungsarbeiten
	
	

	Unter „Instandhaltung“ versteht man nach der aktuellen Gefahrstoffverordnung die Wartung und Inspektion asbesthaltiger Bauteile oder Materialien in oder an baulichen oder technischen Anlagen, einschließlich Geräten, Maschinen, Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen sowie Tätigkeiten zur funktionalen Instandhaltung baulicher Anlagen, die im Rahmen der laufenden Nutzung erforderlich sind, soweit mit diesen Tätigkeiten keine Instandsetzung asbesthaltiger Materialien verbunden ist. Die funktionale Instandhaltung erfasst auch die Anpassung an den Stand der Bautechnik. Dies umfasst auch Maßnahmen zur energetischen Sanierung.
	
	

	Instandhaltungsarbeiten sind gemäß der Gefahrstoffverordnung nur zulässig, wenn
	
	

	· keine Tätigkeiten im Bereich hohen Risikos ausgeübt werden,
· das Ende der Nutzungsdauer des asbesthaltigen Materials nicht erreicht ist (dies ist der Fall, wenn das asbesthaltige Material seine ursprüngliche Funktion noch erfüllt) und
· das Vorhandensein asbesthaltiger Materialien nicht in einer Form kaschiert wird, die ein späteres Erkennen verhindern oder erheblich erschweren würde, und
· ein späteres vollständiges Entfernen des asbesthaltigen Materials durch die Tätigkeit nicht erheblich erschwert wird. Auch Instandhaltungsarbeiten mit Asbest dürfen nur von Fachbetrieben durchgeführt werden, deren personelle und sicherheitstechnische Ausstattung für diese Tätigkeiten zugelassen ist.
	
	

	Schadenaufnahme vor Ort
	
	

	Bei diesem Termin findet eine Dokumentation des Schadens vor Ort statt. Idealerweise sind bei diesem Ortstermin neben dem Versicherungsnehmer der Versicherer und der Sanierer zugegen.
	
	

	Schadenmeldung an den Versicherer
	
	

	Einer der wichtigsten Schritte ist die unverzügliche Meldung des Schadenfalles an den Versicherer durch den Betroffenen gemäß seiner individuellen, im Versicherungsvertrag vereinbarten Obliegenheiten. In der Regel versetzt nur die umgehende Meldung des Schadenfalles den Versicherer in die Lage, rechtzeitig und richtig zu reagieren. Dadurch kann u.a. sichergestellt werden, dass eine rasche und qualifizierte Beurteilung der Schadensituation vor Ort durch den Versicherer veranlasst werden kann.
	
	

	Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator (SiGeKo)
	
	

	Der SiGeKo soll den Bauherrn zur Koordination in Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes in den Bauprozessen, Bauverfahren und Arbeitsweisen sowie in der späteren Nutzung und Instandhaltung des Bauwerks beraten (Einzelheiten: RAB 30 - Geeigneter Koordinator). Die Aufgaben des SiGeKo sind in § 3 Abs. 2 und 3 der Baustellenverordnung genannt.
In kontaminierten Bereichen hat der Auftraggeber zur Koordinierung der Arbeiten und lückenlosen Überwachung der Einhaltung der im Arbeits- und Sicherheitsplan festgelegten Maßnahmen sowie zur fachkundigen Festlegung von Maßnahmen in Situationen, die nicht im Arbeits- und Sicherheitsplan erfasst sind, eine geeignete Person als Koordinator (Arbeits- und Sicherheitskoordinator) schriftlich zu bestellen. Der Arbeits- und Sicherheitsplan ist besonderer Bestandteil des Sicherheits- und Gesundheitsschutz-Plans.
	
	

	Sanierungsarbeiten
	
	

	Sanierungsarbeiten sind in der Gefahrstoffverordnung als Maßnahmen zur Vermeidung von Gefährdungen der Nutzer von Gebäuden durch asbesthaltige Stäube mittels räumlicher Trennung des asbesthaltigen Materials definiert, sofern ein vollständiges Entfernen aus technischen Gründen nicht möglich ist. Zu den Sanierungsarbeiten zählen dabei auch Sofortmaßnahmen zur vorläufigen Sicherung beschädigter asbesthaltiger Bauteile oder Materialien, sofern ein vollständiges Entfernen nicht sofort möglich ist, aber unverzüglich eingeleitet wird.
	
	

	Toleranzkonzentration
	
	

	Die in den TRGS 519 festgehaltene Toleranzkonzentration von 100.000 Fasern/m³ entspricht einem Toleranzrisiko von 4:1.000. Diese ist die bei Überschreitung mit einem hohen nicht hinnehmbaren Krebsrisiko assoziiert, oberhalb dessen Beschäftigte nicht exponiert werden sollen. Die Risiken bzw. die daraus abgeleiteten Konzentrationswerte beziehen sich auf eine Arbeitslebenszeit von 40 Jahren bei einer kontinuierlichen arbeitstäglichen Exposition.
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